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UNCTAD V -  Rückblick und Ausblick

ENTWICKLUNGSPOLITIK

Reiner Morbach, Bonn

Verlauf und Ergebnis von UNCTAD V wurden in der Weltöffentlichkeit vielfach hart kritisiert. Die beschei­
denen Resultate zwingen zu der Überlegung, ob künftige Welthandelskonferenzen wirksamer gestaltet 
werden können.

Ohne Konfrontation, aber auch ohne wesentliche 
Einigung in den zentralen Fragen des Nord-Süd- 

Dialogs zwischen Industrie- und Entwicklungsländern 
wurde die 5. UN-Konferenz für Handel und Entwick­
lung (UNCTAD V) am 3. Juni 1979 in Manila abge­
schlossen. Konferenzverlauf und Konferenzklima 
könnten nicht besser als durch die Schlußworte des 
Konferenzpräsidenten, des philippinischen Außenmi­
nisters Romulo, gekennzeichnet werden. Er sprach in 
einer vielbeachteten und mit großem Beifall bedachten 
Schlußrede von UNCTAD V als einem stimulierenden 
Erlebnis, bei dem es weder Sieger noch Besiegte ge­
geben habe, und beschrieb die Entwicklung einer neu­
en Weltwirtschaftsordnung als einen fortdauernden 
Prozeß, der nicht durch Resolutionstexte diktiert wer­
den könnte. Diese Erklärung deutet bereits auf die 
Kooperationsbereitschaft aller Seiten in Manila hin, die 
für die Konferenz insgesamt bestimmend war.

Schon die Deklaration von Arusha, in der die als 
„Gruppe 77” bezeichneten Entwicklungsländer — mitt­
lerweile 119 Staaten -  ihre Positionen zu dem um­
fangreichen Themenkatalog von UNCTAD V im Febru­
ar 1979 festgelegt hatten, ließ zweierlei erkennen:

□  zum einen einen breit angelegten Katalog von For­
derungen zu den verschiedensten Themenbereichen 
des Nord-Süd-Dialogs ohne klare Schwerpunktbildung 
in einem Bereich; schon hierin wurde der Unterschied 
zu UNCTAD IV in Nairobi 1976 deutlich, in der das sog.

Reiner Morbach, 47, Dipl.-Volkswirt, ist Regie­
rungsdirektor und Leiter des Referats für interna­
tionale Handels- und Strukturfragen (UNCTAD, 
GATT) im Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit.

Integrierte Rohstoffprogramm die beherrschende Rolle 
gespielt hatte;

□  zum anderen die Betonung des Willens zur kollekti­
ven Selbstverwirklichung (collective self-reliance) der 
Entwicklungsländer, die expressis verbis in der Be­
zeichnung der Arusha-Erklärung „Arusha Programme 
for Collective Self-reliance and Framework for Nego- 
tiations” ihren Ausdruck fand.

Was konnte also bei dieser Ausgangslage realisti­
scherweise von UNCTAD V erwartet werden? Welche 
Ergebnisse schienen erreichbar? Welche wurden tat­
sächlich erreicht?

Unbeschadet des kritischen Echos, das die Manila- 
Konferenz in der internationalen Presse, nicht nur der 
Entwicklungsländer, sondern auch der Industrieländer 
fand, sind doch folgende wirtschafts- wie entwick­
lungspolitisch bedeutsame Ergebnisse festzuhalten, 
die in entsprechende Resolutionen Eingang fanden 
und im Konsensus verabschiedet wurden:

Ergebnisse im Handelsbereich

Im Handelsbereich wurden einstimmig zwei Resolutio­
nen verabschiedet:

□  eine Resolution zu „Protektionismus und Struktur­
anpassung” , über die sich Entwicklungs- und Indu­
strieländer bei ursprünglich sehr unterschiedlichen 
Ausgangspositionen erst in der allerletzten Konferenz­
phase verständigen konnten. In dieser Resolution wird 
die handelspolitische Stillstandserklärung von allen 
Ländern bekräftigt und zur Beseitigung der noch ge­
genüber den Entwicklungsländern bestehenden Han­
delsschranken aufgerufen. Zugleich wird das GATT 
aufgefordert, handelsbeschränkende Maßnahmen der 
Industrieländer gegenüber den Entwicklungsländern 
zu überprüfen. Der Strukturteil der Resolution orientiert
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sich an den ordnungspolitischen Vorstellungen der 
westlichen Länder und sieht von einer dirigistisch fest­
gelegten weltweit verordneten Strukturänderung ab. 
Der Handels- und Entwicklungsrat von UNCTAD soll 
jährlich im Rahmen eines bereits bestehenden Gre­
miums lediglich eine Übersicht über Produktions- und 
Handelsstrukturen erstellen, die von den nationalen 
Regierungen bei Festlegung ihrer Strukturpolitik mit 
berücksichtigt werden soll;

□  eine Resolution über restriktive Geschäftspraktiken, 
in der die bisherige Arbeit des mit dieser Frage befaß­
ten UNCTAD-Gremiums anerkannt und die Einberu­
fung einer UN-Konferenz noch im Jahr 1979 beschlos­
sen wird.

Rohstoffe

Im Rohstoffbereich wurde eine von der Gruppe 77 ein- 
gebrachte Resolution zum Integrierten Rohstoffpro­
gramm angenommen. Darin werden die im März ds. 
Js. bereits erzielte Grundsatzeinigung über die Er­
richtung des Gemeinsamen Fonds bestätigt und alle 
Mitgliedstaaten der UNCTAD dazu aufgerufen, die 
Einzelheiten des entsprechenden Vertragswerkes so 
schnell wie möglich auszuarbeiten, damit noch vor 
dem Jahresende 1979 die Statuten des Gemeinsamen 
Fonds auf einer Abschlußkonferenz der Mitgliedstaa­
ten verabschiedet werden können. Zugleich werden 
alle Mitgliedsländer der UNCTAD und internationalen 
Organisationen aufgefordert, noch vor dieser Konfe­
renz einen konkreten, freiwilligen Beitrag zum 2. 
Schalter des Fonds zu benennen, aus dem sog. „an­
dere Maßnahmen” (als Ausgleichslager) finanziert 
werden sollen.

Des weiteren sollen die Verhandlungen über Einzel­
rohstoffe im Rahmen des Integrierten Rohstoffpro­
gramms beschleunigt und so bald wie möglich abge­
schlossen werden. Im Zusammenhang mit dem Pro­
gramm soll ferner ein Rahmenwerk internationaler Zu­
sammenarbeit geschaffen werden, das sich mit Fra­
gen der zunehmenden Weiterverarbeitung von Roh­
stoffen in den Entwicklungsländern, der besseren Ver­
marktung und Verteilung dieser Erzeugnisse bei ihrem 
Export sowie mit Fragen der Forschung, Entwicklung, 
Marktförderung und horizontalen Diversifizierung von 
Rohstoffen in Entwicklungsländern befassen soll, wo­
zu das UNCTAD-Sekretariat in Verbindung mit den zu­
ständigen internationalen Organisationen entspre­
chende Studien über Bedarf und Kosten in diesen Be­
reichen vorbereiten soll.

Drei Industrieländer (USA, Bundesrepublik Deutsch­
land und Österreich) distanzierten sich in hierzu abge­

gebenen Erklärungen von bestimmten in der Resolu­
tion genannten dirigistischen Maßnahmen. Die deut­
sche Seite lehnte insbesondere die Forderung der Ent­
wicklungsländer nach einer Realwertgarantie und Be­
rücksichtigung der Weltinflation bei preisstabilisieren­
den Maßnahmen (sog. Indexierung) sowie die Forde­
rung nach staatlicher Beeinflussung der Märkte und 
von Produktion und Investition bei der Weiterverarbei­
tung von Rohstoffen zugunsten der Entwicklungslän­
der ab; sie forderte zugleich, daß die Preisspannen in 
Rohstoffabkommen den Marktverhältnissen entspre­
chen müßten.

Verschiedene Entwicklungsländer, darunter auch die 
Philippinen, und einige kleinere westliche Industrie­
staaten (z. B. die Niederlande, Belgien, Schweden, 
Norwegen, Finnland und Österreich) nannten bereits 
konkrete Beiträge zum 2. Schalter des Gemeinsamen 
Fonds, die sich jetzt insgesamt auf rd. 90 Mill US-$ be­
ziffern; das ist knapp ein Drittel des insgesamt aufzu­
bringenden Betrages von 280 Mill. US-$.

In ihren ursprünglichen Resolutionsentwurf hatte die 
Gruppe 77 auch einen Abschnitt eingeschlossen, in 
dem das UNCTAD-Sekretariat zu einer detaillierten 
Studie über die Einrichtung einer kompensatorischen 
Finanzierungsmöglichkeit für Rohstoffe (globale Roh­
stoff-Exporterlösstabilisierung) aufgefordert wird. 
Nachdem dieser Teil des Resolutionsentwurfes auf 
den entschiedenen Widerstand fast aller westlicher In­
dustriestaaten stieß, lösten die Entwicklungsländer 
diesen Resolutionsteil aus ihrem Entwurf heraus und 
legten hierzu eine eigene Resolution vor, die gegen die 
Stimmen oder bei Stimmenthaltung fast aller B-Grup- 
penländer angenommen wurde. Von den B-Gruppen- 
ländern stimmten nur Deutschland, Schweden und 
Finnland für diese Resolution und brachten damit auch 
ihre eigene positive Haltung zu diesem Problem zum 
Ausdruck. Derzeit wird auf der Grundlage deutscher 
und schwedischer Modellvorschläge diese Frage bei 
IWF und Weltbank untersucht, die bis zum Herbst eine 
Studie hierüber vorlegen sollen.

Ressourcentransfer

Im Bereich „Ressourcentransfer”  wurde einvernehm­
lich eine Resolution beschlossen, in der die Industrie­
länder sich ohne Festlegung auf Zeit- und Volumen­
ziele bereit erklären, ihre öffentliche Entwicklungshilfe 
substantiell und wirksam zu erhöhen. Diese Entschlie­
ßung richtet sich an West und Ost. Die Industrieländer 
haben hierbei den festen politischen Willen erklärt, 
sich dem 0,7 %-Ziel anzunähern. Die Anstrengungen 
sollen um so größer sein, je weiter ein Land von die­
sem Ziel entfernt ist. In der Resolution werden die ln-
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dustrieländer aufgefordert, jährlich ihre Pläne für einen 
möglichst langen Zeitraum (3 Jahre) bekanntzugeben, 
um so die Planungssicherheit der Entwicklungsländer 
zu erhöhen.

Im Bereich der multilateralen Hilfe wird erneut die Be­
reitschaft unterstrichen, das Kapital von Weltbank, IDA 
und Regionalbanken real aufzustocken.

Im Resolutionsteil über den massiven Ressourcen­
transfer erkennen die Entwicklungsländer den Grund­
satz des gemeinsamen Nutzens eines erhöhten öffent­
lichen und privaten Ressourcentransfers sowohl für 
den Süden als auch für den Norden an. Übereinstim­
mung wurde auch über die Durchführung von Studien 
zur Einrichtung eines multilateralen Garantiesystems 
für Anleihen der Entwicklungsländer auf internationa­
len Kapitalmärkten (einschl. Zinssubventionsmecha­
nismen) und die Einrichtung einer langfristigen Fazilität 
zur Finanzierung von Kapitalgüterimporten der Ent­
wicklungsländer erzielt.

Für die am wenigsten entwickelten Länder wurde in ei­
ner eigenen, umfangreichen Resolution ein Sonder­
programm für die 80er Jahre beschlossen, das sich 
aus Sofortmaßnahmen und längerfristigen Aktionen 
zusammensetzt. Wesentlicher Inhalt dieser Entschlie­
ßung ist die Verpflichtung der Industriestaaten, ihre 
Entwicklungshilfe für die am wenigsten entwickelten 
Länder ohne zeitliche Festlegung zu verdoppeln. In 
der Resolution wird insbesondere die Bedeutung der 
Technischen Hilfe zur Lösung der Planungs- und Ab- 
soptionsprobleme der Entwicklungsländer betont und 
die Notwendigkeit unterstrichen, mehr Programmhilfe 
zu leisten und die Hilfe ungebunden zu vergeben. Die 
Entwicklungsländer haben in der Resolution dem 
Grundbedürfniskonzept (social needs) besondere Be­
deutung beigemessen und für die Bereiche Ernährung, 
Gesundheit, Transport und Kommunikation sowie Er­
ziehung und Wohnung die Erreichung von Minimum- 
Standards gefordert. Damit haben sie für die am we­
nigsten entwickelten Länder ein Entwicklungskonzept 
anerkannt, das sie als eigenständige Entwicklungs­
strategie für die Entwicklungsländer in der Arusha-De- 
klaration sonst verworfen haben.

Technologietransfer 

Im Technologie bereich konnte man sich über eine 
Stärkung der technologischen Kapazitäten in den Ent­
wicklungsländern im Sinne einer verstärkten Zusam­
menarbeit zwischen Industrie- und Entwicklungslän­
dern und der Entwicklungsländer untereinander sowie 
einer beschleunigten Technologieumsetzung verstän­
digen. Ebenso wurde Einvernehmen über Maßnahmen 
beim sog. „gegenläufigen Technologietransfer” (brain

drain) im Sinne verstärkter Reintegrationsanstrengun­
gen der Entwicklungsländer mit Unterstützung der In­
dustriestaaten in einer hierzu verabschiedeten Resolu­
tion erzielt. Auch über den gewerblichen Rechtsschutz 
konnten sich Entwicklungs- und Industrieländer bereits 
in einer relativ frühen Konferenzphase im Rahmen ei­
ner Resolution verständigen. Dagegen konnte bezüg­
lich des Verhaltenskodex über den Technologietrans­
fer keine sachliche Einigung erzielt werden, nachdem 
die Entwicklungsländer von ihrer Forderung nach 
Rechtsverbindlichkeit des Kodex nicht abgingen. In ei­
ner rein prozeduralen Entschließung wird der General­
sekretär der UNCTAD lediglich aufgefordert, im letzten 
Vierteljahr 1979 eine weitere Verhandlungsrunde über 
den Kodex einzuberufen.

Im Schiffahrtsbereich konnte nur Einvernehmen über 
die baldige Inkraftsetzung des Verhaltenskodex für Li- 
nienkonferenzen erzielt werden; dagegen kam es zu 
keiner Verständigung über die Aufteilung des Massen­
gutverkehrs zwischen Entwicklungs- und Industrielän­
dern und über finanzielle und technische Hilfe beim 
Ausbau der Handelsflotten der Entwicklungsländer.

Zum Bereich „Wirtschaftliche Zusammenarbeit zwi­
schen Entwicklungsländern (ECDC)”  wurde einver­
nehmlich eine Resolution verabschiedet, in der den 
Entwicklungsländern eine angemessene Vorbereitung 
von ECDC-Sitzungen nur unter Entwicklungsländern 
mit Unterstützung des UNCTAD-Sekretariats zur In­
tensivierung ihrer eigenen wirtschaftlichen Zusam­
menarbeit zugestanden wurde. Das für den gesamten 
UN-Bereich geltende Universalitätsprinzip blieb jedoch 
gewahrt, da solche Vorbereitungssitzungen auch für 
andere geographische Gruppen vorgesehen sind.

Zu institutionellen Fragen wurde einstimmig eine Re­
solution verabschiedet, die die Bedeutung der UNC­
TAD als wichtiges Verhandlungsinstrument der UN im 
Bereich des Handels und internationaler Wirtschafts­
fragen bestätigt. Die Forderung der Entwicklungslän­
der nach massiver Ausweitung des UNCTAD-Mandats 
und daraus folgender Kompetenzbeschneidung ande­
rer Institutionen (GATT, IWF usw.) wurde jedoch abge­
wiesen.

Umstrittene Bereiche

In anderen wichtigen Bereichen des Themenkatalogs 
von UNCTAD V kam es zu keiner Übereinstimmung. 
Hierzu gehören vor allem die Themen „Interdepen­
denz" und „  Währungsfragen” , die bis zuletzt am här­
testen umstritten waren. Versuche, in diesen Berei­
chen durch die Einrichtung von Expertengruppen zu­
mindest einen prozeduralen Ausweg zu finden, blieben 
erfolglos, da die Entwicklungsländer auf ihrem An­
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spruch nach stärkerer Mitwirkung am weltwirtschaftli­
chen Entscheidungsprozeß beharrten und daher ein 
nur prozedurales Entgegenkommen der Industriestaa­
ten ablehnten. Die streitig verabschiedete Resolution 
zu Währungsfragen -  17 B-Gruppenländer (darunter 
die USA) stimmten dagegen -  enthält die kaum abge­
schwächten Maximalforderungen der Entwicklungs­
länder zur Umgestaltung des Weltwährungssystems. 
Über den Themenbereich „Interdependenz” , der die 
gesamte Problematik der Strukturanpassung -  in der 
Sicht der Entwicklungsländer einen gelenkten Struk­
turwandel der Industriestaaten zugunsten der Entwick­
lungsländer -  beinhaltet, konnte keine Verständigung 
erreicht werden, da beide Seiten von einer völlig unter­
schiedlichen Beurteilung der Weltwirtschaftslage aus­
gingen. Die Entwicklungsländer waren — entgegen der 
Absicht der Industriestaaten und trotz gegenteiliger 
Vorstellungen einiger lateinamerikanischer Länder -  
vor allem auf Druck der OPEC-Länder nicht bereit, das 
Energieproblem in die Analyse der weltwirtschaftlichen 
Lage mit einzubeziehen. Das Thema wurde daher zur 
weiteren Behandlung an den UNCTAD-Rat zurück­
überwiesen und dürfte dort die Diskussionen der näch­
sten Ratssitzungen bestimmen.

Ebenfalls zu keiner Einigung mit den Entwicklungslän­
dern kam es im Themenbereich „Ost-Süd-Fra- 
gen".Hier handelt es sich um die Wirtschaftsbeziehun­
gen der Entwicklungsländer mit den sozialistischen 
Ländern, die materielle Forderungen (z. B. 0,7 %-Ziel 
bei der öffentlichen Entwicklungshilfe, Handelsauswei­
tung u. a.) der Entwicklungsländer rundweg ablehnten 
und wie bisher die Verantwortung für die Lage dieser 
Länder den kapitalistischen Industriestaaten anlaste­
ten. Auch dieses Thema wurde an den UNCTAD-Rat 
zurückverwiesen.

Daneben wurden unter dem Tagesordnungspunkt 
„Verschiedenes” Resolutionen zum Thema „Nationa­
le Befreiungsbewegungen”  (Palästina, Namibia, Zim­
babwe, Südafrika) und zum Tiefseebodenbergbau 
(Aufforderung, von einer nationalen Gesetzgebung 
über den Tiefseebodenbergbau abzusehen) gegen die 
Stimmen der westlichen Industrieländer oder bei 
Stimmenthaltung einzelner Industrieländer verab­
schiedet.

Bescheidene Ergebnisse

Eine endgültige Beurteilung des Konferenzergebnis­
ses ist angesichts der kurzen zeitlichen Distanz derzeit 
noch verfrüht. Doch läßt sich in einer ersten Bewertung 
schon jetzt folgendes feststellen: Die Konferenz hat, 
objektiv gesehen, insgesamt nur bescheidene Ergeb­
nisse gebracht. Diese haben mit Sicherheit nicht den

Erwartungen der Entwicklungsländer entsprochen, 
auch wenn sie selbst von vornherein nicht mit der Er­
füllung aller ihrer Forderungen im Arusha-Programm 
gerechnet haben und realistischerweise auch nicht da­
mit rechnen konnten. Sie haben sich tief enttäuscht 
geäußert und intern offen von einem Konferenzfehl­
schlag gesprochen. Auch die Bundesregierung hätte, 
nach den Worten von Bundeswirtschaftsminister Graf 
Lambsdorff1, materiell noch bessere Resultate für 
wünschenswert und auch für möglich gehalten. Wenn 
die Entwicklungsländer dennoch entgegen mancher 
Androhung die Konferenz nicht abgebrochen haben, 
so wohl deshalb, weil sich auch bei ihnen die Erkennt­
nis durchgesetzt hat, daß der Nord-Süd-Dialog ein 
kontinuierlicher, wenn auch langwieriger Prozeß ist, in 
dem die Konferenz von Manila nur ein funktionales 
Glied in einer langen Kette von Nord-Süd-Konferen- 
zen darstellt. Diese Erkenntnis hat sicherlich zu einer 
Versachlichung des Verhandlungsklimas in Manila 
beigetragen, aber zugleich auch die Stoßkraft der For­
derungen der Entwicklungsländer abgeschwächt und 
den von ihnen ausgeübten konfrontativen Druck, der 
für UNCTAD IV kennzeichnend war, gemindert.

Daraus auch für künftige Konferenzen schon eine Ver­
sachlichung und Entideologisierung des Dialogs abzu­
leiten, dürfte nicht nur verfrüht sein, sondern auch zu 
einer Selbsttäuschung der Industriestaaten führen, so­
lange sie gegenüber den Problemen der Entwick­
lungsländer nicht eine verständnisvollere Haltung be­
kunden und nicht zu größeren materiellen Zugeständ­
nissen bereit sind.

Schattenthema Energie

Die Gründe für die veränderte Haltung der Entwick­
lungsländer in Manila sind verschiedenartiger Natur. 
Einmal dürfte hierzu die Tatsache beigetragen haben, 
daß eine Reihe von vorangegangenen Sachkonferen- 
zen zu verschiedenen Themen von UNCTAD V (Ge­
meinsamer Fonds, Schuldenproblem, multilaterale 
Handelsverhandlungen, New Yorker Diskussion zum 
Ressourcentransfer) bereits vor Manila zu gewissen 
Ergebnissen geführt hat. Zum anderen hat UNCTAD V 
auch einen fortschreitenden Differenzierungsprozeß 
bei den Entwicklungsländern offenbart, wie er bei 
UNCTAD IV in Nairobi noch für undenkbar gehalten 
wurde. Diese Entwicklung fand in Manila auch rein op­
tisch ihren Ausdruck durch das Auftreten von jeweils 
drei Regionalsprechern in den einzelnen Verhand­
lungsgruppen. Diese Differenzierung -  oder anders 
ausgedrückt: unterschiedliche Interessenlage der Ent­
wicklungsländer -  hat auch ihren eigenen Abstim-
1 Siehe Bulletin Nr. 75 v. 7. 6. 79, S. 697.
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mungsprozeß oftmals so erschwert, daß ihre Resolu­
tionsentwürfe erst mit erheblicher Zeitverzögerung 
vorgelegt werden konnten. Der Differenzierungspro­
zeß wurde aber auch in anderer Hinsicht deutlich; dies 
gilt vor allem für die Kontroverse zwischen nicht-öl- 
und ölproduzierenden Entwicklungsländern über die 
Einbeziehung der Ölpreisproblematik in die Interde­
pendenzdiskussion.

Die Konferenz stand insofern unter einem unausge­
sprochenen Schattenthema, dem Energieproblem. 
Dieses Problem führte innerhalb der Gruppe 77 zu ei­
ner heftigen Diskussion zwischen einigen, vor allem la­
teinamerikanischen Entwicklungsländern und den 
OPEC-Staaten, die sich schließlich mit ihrer Forderung 
nach Nichteinbeziehung dieses Themas durchsetzen 
konnten. Dieses Thema fand daher auch keinen Ein­
gang in die Resolutionsentwürfe der Gruppe 77 und 
wurde auch in den offiziellen Verhandlungen von die­
ser Seite nicht angesprochen. Auch der (schüchterne) 
Versuch der Industriestaaten, in einem Kompromißtext 
diese Frage als von beiderseitigem Interesse für die 
künftige Weltwirtschaftsentwicklung zu erwähnen, 
stieß bei den Entwicklungsländern auf Ablehnung. Das 
Bemühen der Gruppe 77, dieses Thema in den Dis­
kussionen über die Wirtschaftslage und künftige Ent­
wicklung völlig auszuklammern, brachte ein Moment 
von Irrationalität in die Konferenz.

Aus der Sicht der westlichen Industriestaaten sind die 
Ergebnisse von UNCTAD V sicherlich akzeptabel und 
bei erster Betrachtung auch zufriedenstellend, da 
wichtige westliche Positionen gewahrt blieben und die 
Zugeständnisse gegenüber den Entwicklungsländern 
die Grundsätze der vorherrschenden Weltwirtschafts­
ordnung nicht in Frage stellen. Langfristig gesehen, 
können sich allerdings auch die westlichen Industrie­
staaten mit dem Ausgang der Manila-Konferenz nicht 
zufriedengeben, da die im Nord-Süd-Dialog eingetre­
tene Stagnation nicht überwunden werden konnte und 
künftig vor allem bei der Diskussion um die neue Ent­
wicklungsstrategie der UN mit einer wieder verhärteten 
Haltung der Entwicklungsländer und stärkerer Kon­
frontation zu rechnen ist. Unter diesem Aspekt könnte 
man UNCTAD V auch als eine „Konferenz des ver­
paßten Dialogs” ansehen.

Zum Verhalten der westlichen Industriestaaten in Ma­
nila ist anzumerken, daß diese in der B-Gruppe zu­
sammengeschlossenen Länder diesmal wesentlich 
geschlossener und einheitlicher auftraten als in Nairo­
bi; nur die Türkei -  als eigentliches Entwicklungsland 
-  und Australien -  vor allem aus handelspolitischen 
Gründen -  spielten eine gewisse Sonderrolle. Die

einst „progressive” Rolle der nordischen Länder und 
der Niederlande in Nairobi wurde in Manila nach außen 
hin nicht mehr sichtbar. Damit blieb auch die Einheit 
der Europäischen Gemeinschaft weitgehend gewahrt.

Bemerkenswert ist ferner die Tatsache, daß die sozia­
listischen Länder der Gruppe D in Manila einem ver­
stärkten Forderungsdruck seitens der Entwicklungs­
länder ausgesetzt waren und ihre entwicklungspoliti­
sche Rolle offen kritisch diskutiert wurde. Zwar spielten 
die sozialistischen Staaten auch in Manila ihren alten 
Part der Schuldlosen, doch sind die Entwicklungslän­
der immer weniger bereit, diese Rolle zu akzeptieren. 
Die Abstinenz von Zusagen finanzieller Art wird von 
den Entwicklungsländern stärker als bisher kritisiert, 
wenn sie sich auch über das begrenzte Vermögen der 
sozialistischen Staaten zu verstärkter finanzieller Hilfe 
wohl im klaren sind.

Ausblick

Verlauf und Ergebnis von UNCTAD V sind in der Welt­
öffentlichkeit vielfach harter Kritik ausgesetzt gewe­
sen. Ob berechtigt oder -  teilweise sicher auch — un­
berechtigt, mag dahingestellt bleiben. Wahrscheinlich 
hat der Konferenzausgang auch zu einer Schwächung 
der UNCTAD als Organisation geführt. Dies zwingt je­
doch zu der Überlegung, ob und inwieweit künftige 
Welthandelskonferenzen anders und wirksamer ge­
staltet werden können und müssen als bisher. In die­
ser Hinsicht können folgende Erkenntnisse aus dem 
Treffen von Manila gezogen werden:

□  die Befrachtung der Konferenz mit politischen Fra­
gen (Nahost, Südafrika) und die Diskussion dieser 
nicht in den Aufgabenbereich der UNCTAD fallenden 
Themen hat viel Zeit -  zuviel Zeit -  in Anspruch ge­
nommen und von anderen wesentlichen Sachfragen 
abgelenkt;

□  der Meinungsbildungsprozeß der Konferenz war zu 
schwerfällig und zeitaufwendig; die Parallelverhand­
lungen ln acht Verhandlungsgruppen führten zu einer 
Unübersichtlichkeit der Gesamtkonferenz, die eine 
Konzentration auf wesentliche, politisch zu lösende 
Fragen kaum mehr zuließ;

□  das gerade bei wirtschaftspolitischen Fragen sehr 
zeitraubende Resolutionsverfahren führte oftmals nur 
zu verbalen Formelkompromissen.
Daraus fölgt, daß künftige Konferenzen von allgemein­
politischen Fragen weitgehend freigehalten werden 
sollten, eine Beschränkung des Themenkatalogs auf 
einige wesentliche Sachbereiche vorgenommen wer­
den sollte und das derzeitige Resolutionsverfahren in 
Richtung auf wesentliche politische Sachaussagen 
überprüft werden sollte.
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